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SITZUNGSNIEDERSCHRIFT 
 

 

Sitzung Öffentliche Sitzung im k1-Saal 

Beschlussorgan Stadtrat 
Sitzungstag 11.01.2022 
 

Beginn 16:00 Uhr 
Ende 16:47 Uhr 
 

 

I. Ladung der Mitglieder des Beschlussorgans  
 

Der erste Bürgermeister eröffnete die Sitzung und stellte fest, dass zu der heutigen  
Sitzung des Stadtrates alle 30 Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden. Einwände 
dagegen wurden nicht vorgetragen. Es waren zur Sitzung erschienen: 

 
Erster Bürgermeister Hans-Peter Dangschat  
und die Stadtratsmitglieder:  
  
Bauer Simon Schroll Reinhold 
Bauregger Matthias Schupfner Markus 
Danner Johannes Seitlinger Bernhard 
Füssel Andreas Stoib Christian 
Gampert-Straßhofer Stefanie Trenker Adolf 
Gorzel Roger Unterstein Konrad 
Gruber Alexander Wildmann Alfred 
Jobst Johann(virtuelle Teilnahme)  Winkels Gerti 
Kneffel Hans Winkler Josef  
Krogloth Oliver Dr. Winter Jürgen (virtuelle Teilnahme) 

Mirbeth Stephan Zembsch Helga 
Mollner Michael Zunhammer Angelika 
Obermeier Paul  

 

Nicht erschienen war(en): Grund (un)entschuldigt: 
Czepan Martin entschuldigt 
Dorfhuber Günther entschuldigt 
Haslwanter Andrea entschuldigt 
Lauber Veronika entschuldigt 
Plontsch Ingo entschuldigt 

 

II. Beschlussfähigkeit des Beschlussorgans  
 

Der erste Bürgermeister stellte die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest und  
erkundigte sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung; es wurden keine Einwände 
vorgetragen. 
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III. Tagesordnung  
 

1.  Geschosswohnungsbau Stocket – Festlegung der Ausschreibungskriterien; 
 Wiedervorlage aus der Sitzung am 15.12.2021; Beschlussfassung 
 
2. 1. Änderung des einfachen Bebauungsplanes „Kindertagesstätte“ der Gemeinde 

Palling; 
 - Stellungnahme als Nachbargemeinde gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
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IV. Beschlüsse  
 

1. Geschosswohnungsbau Stocket – Festlegung der Ausschreibungs-
kriterien; 
Wiedervorlage aus der Sitzung am 15.12.2021; Beschlussfassung 

 
1. Rahmendaten 
Das Baugebiet Stocket weist neben den 101 möglichen Wohneinheiten für Ein-
familienhäuser einen im Osten bzw. Nordosten situierten Bereich für einen ange-
dachten Geschosswohnungsbau auf. Die in drei Grundstücke unterteilte Fläche 
hat eine Gesamtgröße von insgesamt 7.120 qm. Um den Lärmschutz für das ge-
samte Wohngebiet zu gewährleisten, ist eine Lärmschutzeinrichtung (Wand) vor-
gesehen. Dieser befindet sich auf der Süd-, Ost- bzw. Nordseite (vgl. Anlage 1). 
 
Im Beschluss des Stadtrates vom 26.04.2021 wurde festgelegt, dass der Ge-
schosswohnungsbau in kommunaler Form stattfinden soll. Die Verwaltung wurde 
des Weiteren beauftragt, Kontakt mit der Wohnungsbaugesellschaft des Land-
kreises Traunstein sowie dem Zweckverband Heimat.Chiemgau aufzunehmen. 
Dies erfolgte von Seiten des Steuerungsmanagements. Das Ergebnis ist, dass 
beide Gesellschaften das Projekt nicht verwirklichen können, da derzeit keine 
Ressourcen für eine zeitnahe Umsetzung vorhanden sind. Folglich ist für eine 
Realisierung des Projektes eine Erweiterung des Beschlusses notwendig.  
 
Mittlerweile haben weitere Gespräche mit Gesellschaften aus dem öffentlichen 
Bereich stattgefunden. Hier ist eine große Kooperationsbereitschaft zu erkennen. 
Zudem gibt es weitere Anfragen u.a. von Regionalbanken bzw. Wohnbaugenos-
senschaften aus der Region.  

 
2. Auswahlverfahren und städtebauliche Ziele 
Nachdem die Vergabekriterien der Grundstücke für Einfamilienhäuser derzeit er-
arbeitet werden, sind auch für die Flächen des Geschosswohnungsbaus Kriterien 
und Richtlinien aufzustellen und es ist die Vorgehensweise der Vergabe festzu-
legen. 
 
Hierzu fand am 26.10.2021 ein Workshop der Verwaltung statt, in dem die unter-
schiedlichsten Optionen aufgezeigt wurden. Als Ergebnis kann festgehalten wer-
den, dass die Flächen wie vorgesehen veräußert werden sollen. Es wird vorge-
schlagen die Ausschreibung in einem zweistufigen Auswahlverfah-
ren/Interessensbekundungsverfahren durchzuführen – Stufe 1: Interessensbe-
kundung mit Auswahl von 3-5 Kandidaten, Stufe 2: Bewertung eines durch den 
Bewerber zu erstellenden Grobkonzeptes durch den Stadtrat. Ein solches Ver-
fahren wurde bereits in ähnlicher Form im MunaPark West bzw. „Am Stadtwald“ 
durchgeführt. Das Ausschreibungsverfahren soll im 1. Quartal 2022 begonnen 
werden. Das explizite Vorgehen ist jedoch im Vorfeld noch auf Vorschlag der 
Vergabeverfahrensstelle im Hause aufgrund der Komplexität juristisch zu beglei-
ten.  
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Eine rechtmäßige Durchführung und Ausschreibung des Projekts setzen die Be-
achtung und Umsetzung vergabe- und kommunalrechtlicher Vorgaben voraus, 
die im Folgenden auszugsweise von der Kanzlei Kraus Donhauser, Fachanwälte 
für Vergaberecht dargestellt werden sollen. Eine streng reglementierte, europa-
weite Ausschreibungspflicht nach EU-Vergaberecht ergibt sich für die kommuna-
le Grundstücksvergabe erst dann, wenn damit ein Bauauftrag als öffentlicher Auf-
trag nach § 103 Abs. 3 GWB verbunden ist, durch den der Auftragnehmer zur 
Erbringung von Bauleistungen verpflichtet wird, die Leistung ein unmittelba-
res wirtschaftliches Interesse für den öffentlichen Auftraggeber bedeutet und 
der Vertrag entgeltlich oder in Form einer Baukonzession geschlossen ist.  
 
Der EuGH hat für die Bestimmung des Vorliegens eines solchen unmittelbaren 
wirtschaftlichen Interesses Fallgruppen gebildet, anhand derer bestimmt werden 
kann, wann ein solches Interesse vorliegt: 
 

 der öffentliche Auftraggeber erwirbt Eigentum an dem Bauwerk 

 der öffentliche Auftraggeber soll über einen Rechtstitel verfügen, der ihm 
die Verfügbarkeit der Bauwerke, die Gegenstand des Auftrags sind, im 
Hinblick auf ihre öffentliche Zweckbestimmung sicherstellt 

 der öffentliche Auftraggeber soll wirtschaftliche Vorteile aus der Nut-
zung oder  

 Veräußerung des Bauwerks ziehen können 

 der öffentliche Auftraggeber beteiligt sich finanziell an der Erstellung des 
Bauwerks 

 der öffentliche Auftraggeber übernimmt Risiken für den Fall des wirt-
schaftlichen Fehlschlags des Bauwerks 

 
Um eine vergaberechtlich induzierte Ausschreibungspflicht für die Grundstücks-
veräußerungen zu vermeiden, muss daher ausgeschlossen sein, dass die Stadt 
Traunreut an den Veräußerungsgeschäften ein unmittelbares wirtschaftliches In-
teresse im vorgenannten Sinne hat. 
 
Folgende städtebaulichen Ziele aus den Ergebnissen des Workshops sind da-
bei zu fixieren:  
 
- Es sollen auf dem Gelände nur Mietwohnungen möglich sein. Eigentums-

wohnungen sind nicht erlaubt. Dabei sind ein Teil der Wohnungen im ein-
kommensgeförderten Bereich zu errichten.  

- Der notwendige Lärmschutz der Süd- und Ostseite ist auf den jeweiligen 
Grundstücken in das Projekt zu integrieren und zu übernehmen. Die im B-
Plan festgesetzte Ortsrandeingrünung der ursprünglichen Lärmschutzwand 
auf städtischen Grund ist zu übernehmen.  

- Eine moderne und qualitative Bauform (u.a. Bau- und Energiestandards) 
wird angestrebt.  

- Eine Bindung an die Ergebnisse der Interessensbekundung soll weiterhin 
bestehen.  

- Bei Nichteinhaltung bzw. Verletzung der vertraglichen Inhalte soll ein Rück-
kaufsrecht für die Stadt Traunreut eingeräumt werden.  
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3. Auswahlkriterien 
Für das Vergabeverfahren und letztendlich die Auswahl der Bewerber ist im Vor-
feld ein Kriterienkatalog zu erarbeiten, der beim Vergabeverfahren die Grundla-
gen einer Entscheidung darstellen soll und bereits zu Beginn des Verfahrens zu 
veröffentlichen ist. 
 
Unter Berücksichtigung der o.g. durch das EuGH gebildeten Fallgruppen, hat die 
Verwaltung auf Basis des internen Workshops folgende Auswahlkriterien erarbei-
tetet. Eine Beurteilung des Kriteriums erfolgt anhand eines Gewichtungsfaktors in 
Prozent/Punkte gem. der Bewertungsmatrix (Anlage 3): 
 
- Die Immobilie ist mindestens 10 Jahre im Eigentum der jeweiligen Gesell-

schaft zu halten. Sollte eine Zusicherung über eine längere Laufzeit erfolgen, 
hat dies positiv in die Bewertung mit einzufließen. Sollte die zugesicherte 
Dauer nicht eingehalten werden, ist ein Rückübertragungsrecht bindend ein-
zuarbeiten.  

- Anteil an den Mietwohnungen: soll 100% -  kein Ausschluss von Eigen-
tumswohnungen,  

- Wohnungsgrößen ab 2 Zimmer bis 4+ Zimmer, 1-Zimmer-Apartements sind 
grundsätzlich auszuschließen. Der Anteil der 3 bis 4 Zimmerwohnungen 
muss überwiegen.  

- Eine Kombination von frei vermietbaren und mietpreisgebundenen Wohnun-
gen ist Ziel des Vorhabens. Dabei kann ein angemessener Anteil an miet-
preisgebundenen Wohnungen auf Basis der einkommensorientierten För-
derung (EOF) Stufe III vertraglich fixiert werden. Eine Förderung nach EOF 
Stufe I und II ist dabei auszuschließen (vgl. hierzu Hinweise zur einkom-
mensorientierten Förderung EOF in der Anlage 1).  

- Es existiert eine Anschlusspflicht hinsichtlich der Fernwärmeversorgung.  
- Es ist eine Bauverpflichtung bzw. Realisierungspflicht von 5 Jahren mit 

den daraus resultieren Konsequenzen vertraglich zu fixieren.  
- Die durch die Stellplatzsatzung der Stadt Traunreut vorgeschriebenen Stell-

plätze sind zu mind. 80 % in einer Tiefgarage nachzuweisen.  
- Der für den Geschosswohnungsbau notwendige Schallschutz (vgl. Bebau-

ungsplan) im Süden und Osten kann in den Geschosswohnungsbau inte-
griert werden. Dies kann über die bereits angedachte Bebauung mit einem 
Lärmschutzwall erfolgen oder durch das Projekt selbst übernommen werden. 
Diese Anforderung kann im Laufe des Verfahrens noch angepasst werden. 

- Aufgrund des Art. 75 GO hat eine Anpassung des aktuellen Wertgutachtens 
auf Basis der aktuellen Bodenrichtwerte zur Feststellung des Mindestprei-
ses zu erfolgen. Sollte der angebotene Grundstückspreis über dem Mindest-
preis liegen, hat dies positiv in die Bewertung mit einzufließen. 

 
 
 
Im Vorfeld der Sitzung wurden die folgenden Änderungsanträge eingereicht, über 
die zunächst abgestimmt wurde: 
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Der Antrag wurde mit 2 zu 24 Stimmen abgelehnt. 
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Der Antrag wurde mit 5 zu 21 Stimmen abgelehnt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
1. Der Stadtratsbeschluss vom 26.04.2021 wird folgendermaßen erweitert: Das 

Vergabeverfahren ist zu öffnen und die Beschränkung auf die beiden genann-
ten möglichen kommunalen Wohnungsbaugesellschaften ist aufzuheben. 



Seite  
 

Sitzungsniederschrift 
Stadtrat 11.01.2022 
    

 

9 

 
2. Der Verkauf des Grundstücks soll mittels eines geeigneten und dafür abge-

stimmten zweistufigen Interessensbekundungsverfahrens erfolgen. Dabei sind 
die in Punkt zwei angeführten städtebaulichen Ziele mit zu berücksichtigen.  

 
3. Ausschlusskriterium sind Bauverpflichtung, Fernwärmanschlusspflicht sowie 

eine Nutzung mit Wohnungen auf Basis der einkommensorientierten Förde-
rung (EOF) Stufe I und II, da diese definitiv nicht erwünscht sind. Die unter 
Punkt 3 weiter angeführten Auswahlkriterien sind im Vergabeverfahren als 
Vorgabe der Stadt Traunreut zu benennen. Diese Auswahlkriterien sind nicht 
als Mindest- bzw. Musskriterien anzusehen, sondern dienen als Bewertungs-
anforderung, die vorab festgelegt wird.   

 
4. Das für die Vergaben im Projekt „Stocket“ zuständige Vergabegremium ist je-

weils am Ende der Stufe 1 und 2 des Auswahlverfahrens zur Entscheidung mit 
einzubinden.  

 
 

für 
26 

gegen 
0 Beschluss: 

1. Der Stadtratsbeschluss vom 26.04.2021 wird folgendermaßen erweitert: Das 
Vergabeverfahren ist zu öffnen und die Beschränkung auf die beiden genann-
ten möglichen kommunalen Wohnungsbaugesellschaften ist aufzuheben. 

 
2. Der Verkauf des Grundstücks soll mittels eines geeigneten und dafür abge-

stimmten zweistufigen Interessensbekundungsverfahrens erfolgen. Dabei sind 
die in Punkt zwei angeführten städtebaulichen Ziele mit zu berücksichtigen.  

 
3. Ausschlusskriterium sind Bauverpflichtung, Fernwärmanschlusspflicht sowie 

eine Nutzung mit Wohnungen auf Basis der einkommensorientierten Förde-
rung (EOF) Stufe I und II, da diese definitiv nicht erwünscht sind. Die unter 
Punkt 3 weiter angeführten Auswahlkriterien sind im Vergabeverfahren als 
Vorgabe der Stadt Traunreut zu benennen. Diese Auswahlkriterien sind nicht 
als Mindest- bzw. Musskriterien anzusehen, sondern dienen als Bewertungs-
anforderung, die vorab festgelegt wird.   

 
4. Das für die Vergaben im Projekt „Stocket“ zuständige Vergabegremium ist je-

weils am Ende der Stufe 1 und 2 des Auswahlverfahrens zur Entscheidung mit 
einzubinden.  

 
 
 
 

2. 1. Änderung des einfachen Bebauungsplanes „Kindertagesstätte“ der 
Gemeinde Palling; 

 - Stellungnahme als Nachbargemeinde gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
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Die bestehende Kindertagesstätte an der Tyrlachinger Straße im nördlichen 
Ortsgebiet von Palling benötigt dringend zusätzliche Räumlichkeiten für eine wei-
tere Gruppe, einen Speisesaal, Personalraum sowie eine barrierefreie Erschlie-
ßung (Aufzug).  
Dies soll im Rahmen eines zweigeschossigen Anbaus im Osten an das beste-
hende Gebäude erfolgen.  
Um das Vorhaben zu ermöglichen, ist eine Änderung des Bebauungsplanes 
notwendig. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung umfasst die Flur-Nr. 418/1 
sowie Teilflächen der Flur-Nrn. 338/5 und 338/1 im Gesamtausmaß von ca. 
2.720 m². Das Gelände ist weitgehend eben. 
Im westlichen Teil der Fl.Nr. 418/1 befindet sich das bestehende zweigeschossi-
ge Kindergartengebäude und im östlichen Teil die dazugehörigen Außenanlagen 
mit Spiel- und Grünflächen.  

 
 
Mit Schreiben vom 27.12.2021 der Gemeinde Palling wird die Stadt Traunreut 
am Verfahren zur 1. Änderung des einfachen Bebauungsplanes „Kindertages-
stätte“ beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Seitens der Stadt Traunreut werden zur öffentlichen Auslegung des Entwurfes 
zur 1. Änderung des einfachen Bebauungsplanes „Kindertagesstätte“ der Ge-
meinde Palling i. d. F. v. 17.11.2021 keine Anregungen vorgebracht. 

 
 

für 
26 

gegen 
0 Beschluss: 

Seitens der Stadt Traunreut werden zur öffentlichen Auslegung des Entwurfes 
zur 1. Änderung des einfachen Bebauungsplanes „Kindertagesstätte“ der Ge-
meinde Palling i. d. F. v. 17.11.2021 keine Anregungen vorgebracht. 

 



Seite  
 

Sitzungsniederschrift 
Stadtrat 11.01.2022 
    

 

11 

 
 
 
 
 
STADT TRAUNREUT 
 
Vorsitzender 
 
 
 
Hans-Peter Dangschat 
Erster Bürgermeister  

Schriftführerin 
 
 
 
Sarah Wirth 
 

 


